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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

v Invalidenversicherung

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

AVS Assurance-vieillesse et survivants

Al Assurance-invalidité

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national
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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Sommersession stimmte der Nationalrat einem Postulat Kaufmann (svp, ZH) zu,
das den Bundesrat auffordert zu prifen, ob die im Ausland vielerorts bereits
etablierten Real Investment Trusts (REIT) auch in der Schweiz zuzulassen seien. Dieses
spezielle Anlageinstrument im Immobiliensektor erfreut sich insbesondere in den USA,
aber auch in Europa grosser Beliebtheit bei Pensionskassen und anderen
institutionellen Anlegern im Bereich der Altersvorsorge. Kernsttick eines REIT ist dessen
steuerliche Behandlung, indem die heute vorhandene Doppelbesteuerung der
Aktiengesellschaft und der Aktionadre reduziert wird. Die steuerliche Befreiung der
Aktiengesellschaft (REIT) ist allerdings an die Bedingung gekniipft, dass 85% oder 90%
des Nettoertrages ausgeschittet wird. Diese Dividenden sind von den Investoren als
normales Einkommen aus Finanzanlagen zu versteuern. '

Betreffend die Benachteiligung des international tatigen Schweizer Flugpersonals
behandelten die beiden Réate eine Motion Lombardi (cvp, Tl) und ein Postulat Kaufmann
(svp, ZH) (Po. 06.3570). Das Postulat wollte, dass Wege aufgezeigt werden, wie die
Benachteiligungen des in der Schweiz wohnhaften und in Deutschland arbeitenden
Flugpersonals infolge des deutschen Steuerdnderungsgesetzes ab 1. Januar 2007
gemildert oder kompensiert werden kénnen. Die Motion verlangte vom Bundesrat, eine
Anderung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Deutschland zu verhandeln und
abzuschliessen, welche eine gerechte Besteuerung fur Schweizer Flugpersonal bei
deutschen Flugunternehmen sicherstellt. Das Postulat wurde im Nationalrat und die
Motion von beiden Raten angenommen. Ausserdem nahm der Nationalrat ein Postulat
der sozialdemokratischen Fraktion (Po. 07.3061) an, welches den Bundesrat
aufforderte, zu prifen, wie der internationale Flugverkehr angemessen besteuert
werden kann. ?

Indirekte Steuern

Die WAK-NR verlangte vom Bundesrat in einer Motion die Abschaffung des
Umsatzstempels in jenen Bereichen des Finanzhaushaltsgeschaftes, die von einer
Abwanderung ins Ausland bedroht sind. Der Bundesrat wollte dem Begehren
entsprechen, wehrte sich aber gegen eine Fristsetzung. Féssler (sp, SG) dagegen
versuchte zu verhindern, dass dem Bund nach dem Dringlichen Bundesbeschluss vom
Vorjahr bereits wieder Mittel zugunsten des Finanzmarktes entzogen werden. Koch (sp,
ZH) drohte gar mit einem Referendum. Buhrer (fdp, SH) dréngte auf ein rasches
Handeln, weil sonst der Wertpapierhandel kampflos den auslandischen Borsen
Uberlassen werde. Finanzanalyst Kaufmann (svp, ZH) disqualifizierte die bestehende
Stempelsteuer als gravierenden Standortnachteil. Bundesrat Villiger gab schliesslich zu
bedenken, dass der Staat auf Transaktionssteuern angewiesen sei. Eine vollstandige
Abschaffung ohne Kompensation sei verfriht. Gegen den Willen des Bundesrates
Uberwies der Rat die Motion mit 107 zu 58 Stimmen. Auch im Stéanderat war die Motion
trotz Gegenstimmen erfolgreich. *

Bei der Behandlung des Bundesgesetzes iliber die Stempelabgaben im Erstrat
beantragte CVP-Standerat David (SG) namens der Kommission, nur auslandische
institutionelle Anleger von der Umsatzabgabe zu befreien. Inlandische sollten dagegen
neu als Effektenhandler bezeichnet werden und der obligatorischen Umsatzabgabe
unterliegen, auch wenn sie ihre Geschéafte an ausléndischen Bdérsen abwickeln. Die
Dringlichkeit wurde nicht in Frage gestellt. Im Gegensatz zur bundesratlichen Losung
wirden die Mindereinnahmen folglich nur noch 218 Mio Fr. betragen. Leuenberger (sp,
SO) bezog die Opposition und stellte einen Nichteintretensantrag. Er vermisste
entsprechende Kompensationen. Sein Parteikollege Plattner (BS) dagegen unterstitzte
den Kommissionsantrag, weil er den Verlust von Arbeitsplatzen beflrchtete. Ein Antrag
des Aargauers Reimann (svp) verlangte den Einbezug inlandischer Vorsorger und
Sozialversicherer. Schweiger (fdp, ZG) schliesslich pladierte fur die bundesratliche
Vorlage. Das Plenum entsprach dem Kommissionsbeschluss.
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Im Nationalrat fand die standeratliche Variante allerdings nur bei einer Minderheit der
vorberatenden Kommission Gehoér. Rennwald (sp, JU) bemangelte die fehlende
Kompensation und beantragte die Rickweisung. Die grine Fraktion stellte Antrag auf
Nichteintreten. Das drohende Loch in der Bundeskasse hatten wieder einmal die
einfachen Steuerzahler zu begleichen. Fassler (sp, SG) argumentierte, die drohende
Abwanderung mache allein die Streichung der Stempelsteuer fir inlandische Anleger
notwendig. Finanzanalyst Kaufmann (svp, ZH) sprach sich fir eine Globalldsung aus, bei
der alle institutionellen Anleger berucksichtigt werden. Die Mehrheit der Kommission -
vertreten durch Blocher (svp, ZH) und Favre (fdp, VD) - favorisierte dagegen den
urspringlichen Vorschlag des Bundesrates und der Rat entsprach diesem Antrag mit 94
zu 90 Stimmen. Der Stéanderat hielt jedoch an seinem Beschluss fest und konnte den
Nationalrat in der zweiten Lesung umstimmen. Beide Rate stimmten in der
Wintersession auch der dringlichen Inkraftsetzung zu. *

Die dritte Vorlage des Steuerpakets 2001 betrifft die Umsatzabgabe und bezweckt, die
beiden dringlichen Revisionen vom 19. Méarz 1999 und vom 15. Dezember 2000 ins
ordentliche Recht iiberzufiihren, da sie Ende 2002 auslaufen. In der Herbstsession
hiess der Nationalrat die Vorlage gut. Gegen den Bundesrat folgte er dabei den
Antragen Kaufmann (svp, ZH), auch Pensionskassen und Lebensversicherungen und
deren im Ausland domizilierte Kunden von der Stempelsteuer zu befreien. Im
Einverstandnis mit dem Bundesrat beschloss der Rat zudem eine Steuerbefreiung der
AHV- und Arbeitslosenkassen. ®

Der Bundesrat schickte im Frihjahr den Vorentwurf flir ein Bundesgesetz liber den
Einkauf von Waren in Zollfreiliden auf Flughafen in die Vernehmlassung. Dieses geht
auf eine Motion Kaufmann (svp, ZH) aus dem Jahr 2006 zuriick. Dabei sollen die
Zollfreiladen der Schweizer Flughafen auch fur ankommende Passagiere gedffnet
werden. Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehnmer begrisst die Vorlage des
Bundesrates mit dem Verweis auf die positiven Auswirkungen auf die Volkswirtschaft
und den Tourismus sowie den européaischen und internationalen Wettbewerb. °

Der Bundesrat legte dem Parlament einen Mantelerlass Uber den Einkauf von Waren in
Zollfreiladen auf Flughafen vor. Dieses neue Bundesgesetz geht auf eine Motion
Kaufmann (svp, ZH) aus dem Jahr 2006 zurlck. Mit einer Anpassung der Zoll-,
Mehrwertsteuer-, Alkohol- und Tabaksteuergesetzgebung soll es ermdglicht werden, in
Zukunft auch bei der Ankunft aus dem Zollausland abgabefrei einzukaufen. Der
Nationalrat befasste sich als Erstrat mit dem Geschéft. Nachdem ein Nichteintretens-
und ein Ruckweisungsantrag der Ratslinken gescheitert war, wurde das Gesetz ohne
weitere Diskussion nach dem Entwurf des Bundesrates verabschiedet. Im Sténderat
wurde der Zweck eines solchen Gesetzes von den Sozialdemokraten erneut hinterfragt.
Die Praventionsbemihungen des Bundes wirden unterlaufen, wenn nun staatlich
gefordert Alkohol und Tabak verkauft wirde. Allerdings passierte das Gesetz auch den
Standerat und wurde in der Schlussabstimmung von beiden Raten angenommen. ’

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
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Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Eine Motion Kaufmann (svp, ZH) forderte, dass die Alters- und Hinterbliebenenrente
der AHV steuerlich vollstéandig befreit werden sollte. Einerseits wurde diese, dem Willen
der Motion entsprechend, aus der Liste der steuerbaren Einkinfte im Bundesgesetz
Uber die direkte Bundessteuer gestrichen. Andererseits sollte es den Gemeinden und
Kantonen freigestellt bleiben, diese Steuerbefreiung ebenfalls einzuflihren. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da eine solche Steuerfreiheit mit sehr
hohen Mindereinnahmen verbunden wére, die Solidaritat unter den Generationen
strapaziert wirde und die Besteuerungsgrundsatze der Allgemeinheit und der
Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit verletzt wirden. Der Nationalrat
folgte dieser Argumentation und lehnte die Motion mit 112 zu 48 Stimmen ab. ®

Im Dezember 2013 reichte Yvette Estermann (svp, LU) eine Motion fur eine steuerfreie
AHV ein. AHV-Renten sollten demnach auf Bundesebene vollstandig steuerbefreit
werden, wobei den Kantonen und Gemeinden eine Besteuerung weiterhin moglich
bleiben sollte. Sie reiche damit die im Jahr 2010 vom Nationalrat abgelehnte Motion
Kaufmann (svp, ZH; Mo. 08.3726) erneut ein, da sich die Situation der &lteren
Bevolkerung laufend verschlechtere. Statt immer mehr Geld dem Ausland zukommen zu
lassen, solle man sich auf die eigenen Blrgerinnen und Blrger konzentrieren, erkléarte
sie. Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung. Eine Steuerbefreiung der AHV-
Renten sei nur korrekt, wenn man umgekehrt auch auf einen Steuerabzug der AHV-
Beitrage verzichten wirde, erklarte er. Zudem wurden die AHV-Beziehenden dadurch
gegenuber den Ubrigen Steuerzahlenden massiv beglnstigt und damit das
verfassungsrechtliche Gleichbehandlungsgebot verletzt. Schliesslich mussten auch die
Mindereinnahmen von CHF 770 Mio. pro Jahr gegenfinanziert werden. Ende 2015 wurde
die Motion unbehandelt abgeschrieben. °

Im September 2019 nahm die Bundeskanzlei die Vorprifung der Volksinitiative «Ja zu
steuerfreien AHV- und IV-Renten» vor. Die Initiative eines Komitees um SVP-
Nationalratin Yvette Estermann (svp, LU) - dessen Mitglieder zuvor bereits die Initiative
«Ja zu mehr Mitbestimmung der Bevdlkerung bei der Kranken- und Unfallversicherung»
eingereicht hatten -, beabsichtigt, AHV- und IV-Renten von Personen mit jahrlichem
Einkommen unter CHF 72'000 von den Steuern zu befreien. Mit der Initiative wolle man
der steigenden finanziellen Belastung der Rentnerinnen und Rentner entgegenwirken,
erklarte das Initiativkomitee. Zur Finanzierung, die im Initiativtext nicht geregelt ist,
schlug Estermann im Rahmen einer Medienkonferenz vor, auf die Auszahlung der
Kohésionsmilliarde zu verzichten. Eine ahnliche Motion Estermann aus dem Jahr 2013
(Mo. 13.4074), die ihrerseits auf einer Motion Kaufmann (svp, ZH; Mo. 08.3726) beruhte,
war unbehandelt abgeschrieben worden. Der Bundesrat hatte seine
Ablehnungsempfehlung damals damit begrindet, dass die AHV- und IV-Beziehenden
gegenlber den Ubrigen Steuerzahlenden nicht bevorteilt werden sollten, eine
Steuerbefreiung der Renten korrekterweise auch eine Besteuerung der AHV-Beitrage
nach sich ziehen musste und die hohen Kosten - 2014 sprach er von CHF 770 Mio.
jahrlich - gegenfinanziert werden mussten.

Sammelbeginn fur die Unterschriften war der 24. September 2019, die Sammelfrist
wirde folglich bis zum 24. Méarz 2021 laufen. Aufgrund des vom Bundesrat verhéngten
Fristenstillstands bei eidgendssischen Volksbegehren bis zum 31. Mai 2020 wird diese
Frist entsprechend verlangert. ©
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